


[bookmark: restart]<RepeatBlock-Amend><Amend><Date>{12/03/2018}12.3.2018</Date>	<ANo>B8-0135</ANo>/<NumAm>1</NumAm>
Änderungsantrag		<NumAm>1</NumAm>
<RepeatBlock-By><Members>Philippe Lamberts</Members>
<AuNomDe>{Verts/ALE}im Namen der Verts/ALE-Fraktion</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<TitreType>Entschließungsantrag</TitreType>	B8-0135/2018
<Rapporteur>PPE, S&D, ALDE, GUE/NGL, Verts/ALE, AFCO</Rapporteur>
<Titre>Rahmen für die künftigen Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich</Titre>
[bookmark: DocEPTmp]<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 22</Article>
	

	[bookmark: DocEPTmp2]Entschließungsantrag
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	22.	betont, dass eine solche Partnerschaft innerhalb des Rahmenabkommens über die Beteiligung festgelegt werden könnte, mit dem die Rolle von Drittländern geregelt wird, womit eine Beteiligung des Vereinigten Königreichs an zivilen und militärischen Missionen der EU (ohne Führungsrolle für das Vereinigte Königreich) und Einsätzen, Programmen und Vorhaben, das Teilen nachrichtendienstlicher Erkenntnisse, die Ausbildung und der Austausch militärischen Personals und eine Zusammenarbeit in der Rüstungspolitik möglich sind, auch bei im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (PESCO) entwickelten Projekten; betont, dass eine solche Beteiligung unbeschadet der einschlägigen Standpunkte, Beschlüsse und Rechtsvorschriften der EU, auch über die Auftragsvergabe und Verbringungen im Verteidigungsbereich, und im Einklang damit erfolgen sollte; bekräftigt, dass eine solche Zusammenarbeit die uneingeschränkte Einhaltung internationaler Menschenrechtsnormen, des humanitären Völkerrechts und der Grundrechte der EU voraussetzt;
	[bookmark: _GoBack]22.	betont, dass eine solche Partnerschaft innerhalb des Rahmenabkommens über die Beteiligung festgelegt werden könnte, mit dem die Rolle von Drittländern geregelt wird, womit die Möglichkeit einer Beteiligung des Vereinigten Königreichs an zivilen und militärischen Missionen der EU (ohne Führungsrolle für das Vereinigte Königreich) und Einsätzen, Programmen und Vorhaben, des Teilens nachrichtendienstlicher Erkenntnisse, der Ausbildung und des Austauschs militärischen Personals und einer Zusammenarbeit in der Rüstungspolitik so wahrscheinlich wird wie für jedes andere befreundete Drittland; bekräftigt, dass eine solche Zusammenarbeit die uneingeschränkte Einhaltung internationaler Menschenrechtsnormen, des humanitären Völkerrechts und der Rechtsvorschriften der EU über die Grundrechte voraussetzt; betont, dass eine solche Beteiligung unbeschadet der einschlägigen Standpunkte, Beschlüsse und Rechtsvorschriften der EU, auch über die Auftragsvergabe und Verbringungen im Verteidigungsbereich, und im Einklang damit erfolgen sollte; ist der Auffassung, dass eine Beteiligung von Drittländern im Rahmen der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit (SSZ) nur Mitgliedstaaten vorbehalten sein sollte; weist darauf hin, dass eine Beteiligung von Drittländern die internen Verfahren und Interessen der EU gefährden und Hindernisse für die Umsetzung wichtiger Bestimmungen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Rahmen des Vertrags von Lissabon und wichtiger operativer Regelungen wie etwa eines ständigen militärischen Hauptquartiers sowohl für exekutive als auch für nicht exekutive Militäreinsätze aufwerfen könnte;
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